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Selbstständige und eigenverantwortliche Schule –Herausforderungen an eine neue
Unterrichtsqualität und Evaluation der eigenen Arbeit

Die Einführung von Bildungsstandards ist eine wichtige Voraussetzung zur Übertragung der
Verantwortung für den Lernerfolg von Schülerinnen und Schülern an die einzelne Schule.
Ziel der selbstständigen und eigenverantwortlichen Schule muss sein:
Jedes Kind zum höchstmöglichen Bildungsabschluss führen!
Eine Schule muss den unterschiedlichen Begabungen und Voraussetzungen der
Schülerinnen und Schüler Rechnung tragen. Dadurch steigt die Qualität von Unterricht und
damit die Qualität der Bildungsabschlüsse nachhaltig.

Aus diesem Grunde muss statt Sitzenbleiben und Herabschulen individuelle
Förderung in allen Ländern praktiziert werden.

Die einzelne Schule braucht größere Entscheidungs- und Handlungsspielräume:
Bürokratieabbau, Abspecken der Schulgesetze und deutliche Reduzierung der
Verordnungen und Runderlasse schaffen den nötigen Freiraum für selbstständige und
eigenverantwortliche Schulen.

Die Übertragung der Verantwortung an die Schulen darf aber nicht eine andere Form der
Mängelverwaltung bedeuten. Auch wenn jedes Kollegium über Kompetenzen und
Erfahrungen verfügt, brauchen Schulen die erforderlichen Ressourcen und die Freiheit, diese
flexibel einzusetzen. Schulleitungen, Lehrkräfte und alle weiteren Mitarbeiter müssen
ermutigt werden, ihre Verantwortung für Entscheidungen, Unterricht und Lernerfolg zu
übernehmen. Keine Lehrkraft darf sich hinter vermeintlichen Lehrplanansprüchen und
Verordnungen verstecken.

Die Schulleitung muss die Verantwortung für die Personalentwicklung bekommen und
wahrnehmen. Ziel ist es, jede Lehrkraft in die Lage zu versetzen, mit mehr Unterrichtsqualität
jede Schülerin und jeden Schüler individuell zu fördern und zu fordern.
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Die Einführung der selbstständigen und eigenverantwortlichen Schule muss zügig erfolgen
und unterstützt werden durch:

 Qualifizierungsmaßnahmen für Schulleitungen und Lehrkräfte
 Qualitative Vorbereitung der Schulgremien und entsprechende Fortbildung der Eltern,

Schülerschaft, Lehrkräfte, Schulleitungen
 der finanziellen und haushaltsmäßigen Absicherung der Maßnahmen

Ohne Input kein Output: ein langfristiger Investitionsplan ist dazu notwendig!

Die Rolle der Schulaufsicht für die schulische Qualitätsentwicklung muss definiert werden;
Eine bundeseinheitliche Beschreibung der Evaluations-, Steuerungs- und
Interventionsinstrumente sowie der Qualitätskriterien fehlt bisher. Schulaufsicht und
Evaluation (Schulinspektion) müssen grundsätzlich getrennt sein.
Die Schulaufsicht muss zum Motor der Schulentwicklung und als Servicestelle für Eltern,
Lehrkräfte und Schülerinnen und Schüler weiterentwickelt werden.

Die Ausschüsse für Realschulen und Gymnasien des BER fordern die für die Schule in
Bund und Ländern verantwortlichen Politikerinnen und Politiker auf:

 Die selbstständige eigenverantwortliche Schule in allen Ländern zügig einzuführen

 Eine entsprechende langfristige Konzeption für die Einführung und
Qualitätssicherung der selbstständigen und eigenverantwortlichen Schule mit
bundeseinheitlichen Standards vorzulegen

 Regelmäßige externe und interne Evaluation sicherzustellen

 Klar definierte Unterstützungssysteme einzurichten

Auf dem Weg zur selbstständigen und eigenverantwortlichen Schule müssen alle
gleichgewichtet an den Entscheidungen beteiligt werden. Die Stärkung der
Mitwirkungsrechte der Eltern und der Schülerschaft spielt dabei eine wichtige Rolle.
Paritätische Besetzung und paritätisches Stimmrecht der Entscheidungsgremien
müssen in allen Ländern sichergestellt werden.
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